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Seminarfragen:

1. Warum entschied sich im Ringen um die Schaffung oder
Verhinderung der Einheit der Arbeiterklasse auch die
Frage der Einheit oder Spaltung Deutschlands?

2. Zu welchen unterschiedlichen Ergebnissen führte der
Kampf um grundlegende demokratische Umgestaltungen
in den Westzonen und in der sowj etischen Besatzungszone?

3. Wie kämpften die Kommunisten gegen die Spaltung
Deutschlands? - Was ist heute nationale Politik?



Die Herausbildung der beiden
deutschen Staaten - wer spaltete
Deutschland?

Die beiden deutsctren Staaten, die Bundesepublik Deutsclrftmd turd die
Deutsche Dernolaatische Republik, bestetren seit metr als drei Jahrzeturter.
Sie sind volkemectrtlitir anerkannt wrd gleichberechtigt in den Vereinten Na-
tionen (UNO). Sie entwidreln sidr aul der Gnurdlage untersctriedlicher Ge-
sellschaftsordnrmgen, der alten, wiederhergestellten, kapitatistisctren in der
Bundesrqublik und der nanen, sozialistisctren in der DD R. Sie gehören zrvei
untemctriedlichen WirtsctraßEemeinschaften und errtgqengesetzter Mili-
tärkoalitionen an, die ebsrso völlig €ntgegengesetzten Klassenzielen in der
interrationalen Politik dienen. Diee gegersätdichen Gesellsehaftsordnun-
gen beiderStaaten sind nidrt vermischbar.

Unter diesen Umständen steht die Aufgabe der ,,Herstellung der deutschen
Einheit" nicht mehr auf der Tagesorürung. Es getrt um die Sidrenrng gut-
nachbarlicher Bezietru:gen - auf der Grundlage der Anerkennung der Prin-
zpien der friedlidren Koexisterz arischen Staaten unterschiedlidrer Gesell-
sctraftsordnung - ardschsr den beiden deutschsr Staaten. Die nationale
Elage - das ist heute vor allem die Atrfgabe, zu verhindern, daß von deut-
dthon Boden ein nzuer Krieg ausgetrt. Das entscheidet nicht nur über die
Z.ukrnnft sondeur,über das Leben unseres Volkes.

Mit {er Anerkennung der Nac}rJsriqsgrerzen wrd der Aufuahme gleichbe-
rechtigter Beziehungan in den Verhtigen avischen der Bundesrepublik und
der U6SR, der DDR trnd anderqr suiaüstischen Länderr wurdm am Be-
girm der siebziger Jahre die Voraussetzungen für eine Politik der Entryan-
nrng in Europa gechaffen. Die konsequente Einhalhrng dieser Verträge
Uqt in unmittelbarern nationalen Interesse.

Doch im Gqensatz dazu poctren CDU, CSU auf ein,, Offenhalten der deut-
sctren Frage", sprichen SPD-Ftihrer vom Weitsbestehen der deutschen
Kulturnation, gibt die Bunderqienrng jährlictr einen ,,Bericht zur Lage der
Nation", mit dem sie siü immerwieder in innere Angelegoheiten unseres
§otrveränen Nadrbam DDB einmischt. Nicht 

^id.efr, 
genießen Revanchi-

§tenverbände, boü aler abgesctriossenen Verträge rxrd totz des im Gnrnd-
geseE enthaltenen Verbots der Hetze gegen andere Vcilker, die Unterstüt-
Zung von Btundestagsparteien, Bundes-, Landesregierungen und der Kom-
munalbehörden. Mit ihrem Gerede vondeubcher Einheitwollsr die mit dern
deußctren Großkapitalveüundenen Parteien davur ablenken, daß sie eswa-
ren, die nach 1945 im Interesse der Wiederherstellung der Monopolher-
schaft alle Ar:sätze für ein einheitliches, antifasctristisctres Deutsdüand ab-
webrten, daß dern Großkapital des halbe Deutsdrland garz lieberwar als das
ganze DeutschJand halb.

Wir wollen in dieserr Heft nactnreis€üI, wer beruußt die Spalhmg Dzutsch-
lands'b&ieb wrd inwesen Klasseninteresse sie erfolgte. Wirwollen zeigen,
daß die Läsung der nationalen trtage eine Teilfuage des Kampfes gegen das
Großkapitalwar rund ist, das noch nie national handelte,wohl jedoch mit na-
tionalistischer Hetze rurser Volk für seine Wettherrsctnftspläne mißbraudt-
te.

Nationale Frage heißt
Sicherung des Friedens

Ablenken von der
Schuld
an der Spaltung



Für ein neues
Deutschland

Gemeinsame Ziele
der Antilaschisten

Rolle der Kommunisten

l.Ziel der Kommunisten 1945:
Ein einheitliches, demokratisches,
antifaschistisches Deutschland

,,Wir stellen den Kampf erst ein, wenn auch der Ietzte Schr-rldige vor den
Richtem der Völker steht! Die Vernichtung des Nazismr-rs mit seinen Wur-
zeln ist unsere Losung. Der Aufbau einer neuen Welt des Ftieders rmd der
Fteiheit ist urser ZieI." Das schworen die Überlebenden des Korzentra-
tiorslagers Buchenwald nach ihrerbewaffrretenSelbstbefr eiung am 1 8. April
1945. InihremSinnehandeiten Antifaschisten aller Richtturgen, die 1945 als
FYauen und Männer der ersten Shrnde des demolaatischer Neubeginns be-
gannen, den Schutt in Fabriken und Städten, aber auch den Dreck in den
Köpfen der Menschen hinwegzuräumen, den ihnen der Faschismus als Erbe
hinterließ.

Ein neues Deutschland sollte entstehän, von dem niewieder eine Gefahr für
den FYieden der WeIt ausgehen sollte. Dazu mußten die Veranhn ortlichen am
Krieg und den Verbrechen des Faschisnus, die aktiven Nazis, die Bank- und
Konzemherren, die Junker und Militarjsten, entmachtet werden. Dazu
mußte zugleich urserem Voik sorvohl die Pfliclrt zur Wiedergutnachung be-
wußtgemacht ais ihm auch eine eigene demol«atische Zukunft geuriesen
werden. Und dazuwar es vor allem notwendig, Resignation r.rnd Veraveif-
lung zuüberwinden, die Massender Arbeiter, Bauern, der Intelligerzfürden
demolsatischen Neubegirrn zu interessieren und ftir die al<tive Mitarbeit zu
ge\Mirmen.

Die KPD wies ais erste der demokratischen Parteien Deutschlands, die in
Berlin dalk der HiLfe der sowjetischen Besatzungsmacht alle im Verlauf des
Juni 1945 ihr:e Leitr-rngen bilden konnteir, mit ihrem AufruJ vom 11. Juni
1945 dazu den Weg. (Wir haben tiber den Idralt dieses Aufruls bereits im 2 .

Bildungsthema geschrieben.) Der Aufruf des Zentralausschusses der SPD
vom 15. Juni 1945 enthielt weitgehend die gleicherr Gedanken. Und auch
CDU und LDP unterstrichen bei ihrer Gründung Ende Juni 1945 die Not-
wendigkeit, den Nazismus ausZurotten, die Schr-rldigen zu besfuafen, die
Macht des Monopolkapitals zumindest zu beschneiden.

In allen Zonen des befoeiten und von der Anti-Hitler-Koalition besetzten
Deutschlands standen Kommr-rristen in der erstsr Reihe der errtiJsrschisti-
schen Krdfte, die die Last des Wiederaufbar.rs übemahmen. Niernand hätte es

damals wagen kömen, ihre demolaatische Legitimation zu bezweifela, er
hätte sich selbst als Feind der Demol«atie errtlarvt" Derin unbestrittenwar,
daß Kommtrnisten den größten Beitrag zum Kampf gegen Hitler r-urd auch die
größten Opfer gebracht hatten. Doch nicht nlr das. Sie galten in einer Zeit
der Not und der Komrption auch als die Elrrliclrsten r:nd Unbestechlichsten,
denen man zuerst zufuaute, bei der Verteilung von LebensrnitteJn, der Zu-
weisung der Wohnungen das Elend zumindest gerecht zu verteilen. So gehör-
ten Kommunisten zu den ersten sich bildenden antifaschistischen Verwaltun-
ger in Städten und Kreisen, waren Büqgermeister tmd Landräte, später Ab-
geordnete und Minister in den Ländem aktiv beteiJigt am Enistehen der er-
sten demol<ratischen Landewerfassr.mgen. Sie schulen zusammen mit Sozial-
demolraten und anderen Antifaschisten die ersten Betriebsräte, grundeten
die Einheitsgerverkschaft, brachten Versorgung und Verkehr in Gang, be-
kämpften Schieberei und Schwaranarkt. Sie nahmen die Wiederaufnahme
der lebensnotwendigsten Produl<tion zu einer Zett it1 Angriff, in der unver-



besserliche Nazis noch den Werwolf zu organisieren hofften und Monopol-
herren und Untemehmer es vorzogen, noch nicht wieder in Erscheimrng zu
treten, weil sie fLirchteten, sich wegen ihrer Rolle im Faschismus verantwor-
ten zu miissen.

Wie in der Zeit des antifaschistischen Kampfeswaren die Kommr:nisten auch
zu dieser Zeit bemtiht, als einigende Kraft der Antifrschisten zuwtken. Zu-
sammenarbeitwar das Gebot derSttmde ftir alle Demokraten. Nur so konnte
die Not bekimpft werden. Sechs Millionen Tote, Millionen aul der Suche
nach einer neuen Heimat, zerstörte Städte, eine zusammengebrochene Ver-
sorgung, Millionen in Kriegsgefungemchaft, eberso viele ohne Wohnung
und Arbeit. Dieses unverg[eichbare Elend machte Zusammenarbeit aller
Aufbauwil-ligen zur zw'ingenden Notwendigkeit.

Doch zugleich galt es, das Ziel des NeuauJbaus nicht aus dem Auge zuvedie-
ren. Die Schr;ldigen mußten zur Verantworhmg gezogen werden, ein neues
Deutschland mußte enlstehen. Die Fetilervon 1918 dtuften nichtwiederholt
werden.

II. Das Potsdamer Abkommen und das
Bingen um seine Verwirklichung

In Übereinstimmung mit den Zie1en der deutschen Antifaschisten bestimmte
die Potsdamer Konfererz der führenden Mächte der Anti-Hitler-Koalition
im Sommer 1945 die Zieie der Besatzungspolitik in Deutsctrland.

Dzutschlands wirtschaftliche und politische Einheit sollte erhalten bleiben.
Darüber hatte es auJ den Konferenzen in Teheran und Jalta während des
Krieges bereits Ar.rseinandersetzungen aru-ischen der Sorvjetunion und den
Wesknächten gegeben. Vor allem die IISA drängter auf eine Aufteih.rng
Deutschlands trnd auf weitgehende VemichtLrng seiner indwtriellen Kapazi-
täten. Doch in Potsdam konnte die Scxvjetr.rnion edolgreich die Konzeption
eines eirrheitlichen, demol«atischen und antifaschistisdren Deutsclrland
durchsetzen.

Um die Einheit Deulschlands auch in der Zeit seiner Aufteilung in Besat-
a)\gszonenzu sichem, wurde der Kontollrat als gemeinsames Regierungr
organ ftir DeutschJand geschaffen. Ihm gehörten die Befetrlshaber aller vier
Besatzungszonen an, seine tseschli.isse konnten nur einstimmig gefaßt wer-
den. Die Besatzungsmächte solltm bald durch gesamtdeutsche Verwaltun-
gen untersttitzt werden.

Die Besatzungspolitik gegenüber Deutsclrland sollte von vier großen D be-
stimmtwerden. Das Ziel der Demokratisierung setzte die DemiJitarisierung,
Denazifizierrmg wd Dekartellisierung voraus. So legte es das Potsdamer
Abkommen fest. Nur auf dieser: Grundlage war die Einheit Deutschlands
mög1ich.

Das Potsdamer Abkommen, das unserem Volk - in flbereinstimmung mit
dem Wolien der deutschen AntiJaschisten - eine demolaatische Perspektive
gab, enthielt zugleich als Silhne ftir die Verbrechen des Faschisnus auch
harte Verpflicfuhmgen zur Wiedergutnachrmg. Deutschland verlor die Teri-
terien tistlichvon Oder und Neiße. Aus diesen,wie eswörtlich im Potsdamer
Abkommen heißt, ,,ehemals deutscherr Gebieten" wurden alle deutschen

Einigende Kraft

Ziele der
Besatzungspolitik

Die vier großen D
von Potsdam



Was entschied über
die deutsche Zukunft?

Behinderung der
Arbeiterparteien

Alte Nazis behielten
ihre Positionen

Staatsbürger ausgeqriesen, ebenso die deutsctre Minderheit aus der ÖSR.
Deutsdrland wurde verpfichtet, duch Reparationen an dex ÜUewinaung
der Kriegsschäden, vor allem in derSovjetunion und Polen, den im Kriege
meistzerutörten Ländern, mitzuwirken.

Ob die antiJaschistisch-demolaatisdre Perspektive erkarurt tlrd durchgesetzt
werden konnte oder ob, audr unter Nutzung der schweren Folgen des Krie-
ges, neuer Nationalismus geschi.irt, von den Verantwortlichen am Krieg ab
gelenkt und ihre Macht restauriertwerden korurte, das hingweitgehend da-
von ab, ob die Antifasctristen Deubdrlands ihre Einheit festigten. Und das
hing ebenso davon ab, ob die Politik der Anti-Hitler-Koalition aufrechter-
halten oder durch neue imperialistische Pl'äne gestört wurde.

Gernejrsam verkrindete Ziele der Besatzungspolitik beeitigten nicht der
unterschiedlichen Klassencharakter der Besatzungwnädrte. Das zeigte sich
in allen R:nkten, als es darum ging, die Festlegungen von Potsdam zu ver-
wirklichen.

Schon vor der Potsdamer KonJereru hatte die sorjetische Besatanngqpadrt
die Bildung antifasctristisch-demolsatischer Parteien einschließidr der
Schatrung ihr€r Zenballeih:ngen ftir Deutschland in Bedin erlaubt md ge
fördert . In den Wes'tzonen dagegen dauerte es noch Monate, bis die Parteien ,

nrr auf Kreisebene, erlaubt wurde!1. Ihr Zusammenschluß wurde
ftir lange Zeit nul auJ Zonerrebene genehmigt, Kontakte zu den Berliner
Zenbalen untersagt.

Diese Verzögenrng richtete sidr besonders gegen die Arbeiteryarteisr. Sie
waren 1933 verbotenworden, während sich die bürgerlichsr Parteim selbst
gleichschalteten oder auflösten. KPD und auch SPD besaßen eine antifaschi-
stische Legitimation, waren in der Lage, ihre Organisationen rasch neu auJ-
zubauer. Die btirgerlidren Kräfte dagegen mußten ihre dislrreditierten altan
Parteien in neue urnformieren. Sie brauchten zuderrt Zeit, nrn Vedrauelrs-
leute des Großkapitals aufzubauen, die die anfangs überwi€endm, zumin-
dest antimonopolistischen Kräfte in diesen Parteien zurüclzudrtingsl ver-
moctrten.

Wesenfliche Untersctriede gab es auch bei derSctraffwrg neuer, antifascbjsti-
scher Verwaltungen. Zwar legten die gerneinsamen Vereinban:ngen fet, aus
den Verwaltungen alle aktiven Nazis zu enffemen, doch die Wehmächte b+
standen dar:auJ, ohne die alten ,,Fachleute" sei ein Neuauftau der Verwal-
tungen und eine Leitung der Induskie nicht möglich. So btiebenwesentliche
Schlüsselpositionen von atten Nazis besetzt, wurden Antifasctristen aus derr
neuen Verwalhmgen verdrängt. Nach der Gründung der Bundesrqublik
wurde diese Entwicklung vollendet mit dem sogenannten 131er Gesetz (Ar-
tikel 131 GG begri.indet das Berußbeamtertum), mit desser Hilfe alle ehe-
maligen Nazibeamten, einsdrließlich jener der Wehrmacht und audr der in
der DDR aus dem Staatsdienst entfemten, bevorrectrügt in den öfferrtlichen
Dienst der Bundesrepublik eingestellt wsden mußter.

Entsprechende Untersdriede gab es bei dq ,,Entnazifizienrng". In der se
wjetischen Besatzungszonewurden alle eh«naligen Nazjs ats Venvalhrngen,
Bildungsuesen, Wirtschaftsfunktionen und anderer Schü.isselpo§tionen ent-
femt. Sie erhielten Gelegenheit, sich in der Produl<tion zu bsilähr€n, sorveit
sie keine persönlichen Verbrechen bqangen hatten. Ie ihre tr\:nktionen
rückten berpährte Antifaschisten, aber auch garz junge Menschen ein. Das
ermöglichte einen wirklichen demolaatischen Neubqirur unter Aussctral-



tung faschistischer Einfliisse bei breiter Endaltung dernolaatischer hitiative.

Erbrazifiziertrng in den Wes'tzonen lief anders. Die bekanntesten Naziswur-
den avar von den Besateungsmächten intemiert, dabei jedoch davor ge-
schützt, sichvor deutschen Antilasctristen verantworten zu müssen. Den mei-
sten der ,,Großen" passierte nichts, mit dem Beginn des kalten Kriegeswur-
den sie wieder gebraucht. So war der spätere Bundeskanzler Kiesinger, als
Mitarbeiter des Naziaußenministeriums, avar bis 194? von den Amerika-
nem intemiert, um dann jedoch aus dern Intemierungslager heraus Ge-
sduiftsfijhrer der CDU Baden-lVürtternbergs zu werden.

Dieses Verschonen der Großen, der Klassenkomplizen des IJSA-Imperia-
lisnus, wurde ergänzt durch eine unsinrrige, den Gedanken der Enhrazi.fizie-
rung dislaiminierende Btirolo:atie. Rund 15 Millionen Westdeutsche mußten
Enkrazifizierung#agebogen ausf'tillen, in deren Ergebnis kleine MitläuJer
aus den Verwaltungen entfqrrt wucden, während die großo ,§actrleute"
tmangefochten blieben. Begründetwurde das mit der Suche nach der ,,indi-
viduellenSdrrrld" der einzelnsr §afs,wobei die Großsr es immerleicht hat-
ten, sich ,BersiJscheine" zum Reirnvaschen ihrer brawren Weste zu oryani-
sieren.

Die garue Methode der Enbeazifizierung in den Westzonen hatte vor allem
den Zweck, demolaatische Initiative der Massen zu erstichen, um für die
Mächtigen Zeit zu gaariruren. Gegenüber dem antifasctristisctren Wollen der
Välker derronstrierte man eine antifasctristisctre Alrtivität, die vemctrleierte,
daß die internationale Zusammenarbeit mit dem dzutschen Monopolkapital
neu organisiert wurde. Zug[eich wurden viele Deutsche, die für eine deme
laatische Entwickhrng gewonnen wsden konnten, durch die Jagd auf die
ldeinen Leute entnutigt, wurde der Eindruck verstärlit, daß Politik ein
schmutziges Geschäft ist, aus dem man sich als ldeiner Maru: am besten her-
austrält.

Selbst dort, wo, wie bei den Ntimberger Kriegsl/erbrecllerprozessen, auch
Angehörige des Großkapitals, wie trIick, Krupp, die Direl<toren der IG-Far-
ben, verurteilt wurden, vehinderter die Besatzungsnä&te ihre Enteignung.
Zwarwurden - ein Erfo§ der Anti-Hitler-Koalition - im Unterschied zum
ersten Weltlsieg einige der Hauptlaiegsverbrecherzur Verantworturg geze
gerr, doctr in den Westzonen zugfeictr verhindert, daß die wirtschaftliche
Macht der am Fasdrisnu.s schuldigen Monopolhemen turd Militaristen ge-
brochen wurde.

Entkartelti$erung r.urd Entnilitarisierung, das bedeutete in der sorjetisüen
Besatznngszone die Bechtagnahme des gesamter Vermägers der Korzelrre
undI.taziaktivisten. h einern Volksentsctreid inSaclsgr entsctriedee sich 81
Prozent der Wahlberechtigten ftir die Enteigrrung dieses Vermögens der
I3iegs\/erbrecher wrd seine Übemahme in Volkseigerrtum. Noch früher, im
Herbst 1945 und Fhjhjahr 1946, wurde die wirtschaJtliche Gmndlage des
deutschen Militarisrus, der Großgrundbesitz derJunker, enteignet und den
Bauem anr Verteilung übergeben. Das führte die Bauem zugleidr an die
Seite der Arbeiteddasse, strirkte das demokratische Potential. Zugleich er-
hielten viele aus der etremaligen deutschen Gebieten Ausgariesene sofort
eine neue Heimat.

Audr in den Wes&onen Deutschlandswar die Metrheit des Volkes dafrir, die
Monopolheren und Junker zu errteignen. Das zeigte sidr, als auf Befehi der
arn€rikanischen Besatzungwractrt der Artiket 41 ds hesischen Vefassung,

Entnazifizierung
schont die Großen

Grundlegende
Veränderungen in der
sowjetischen
Besatzungszonc

Volkswillen
mißachtet



,,Entflechtung"
stärkte
Monopolmacht

Wille zur Einheit

der eine solche flberführung der Grundstoffindustrie in Gemeineigerrtum
vorsah, gesondert zur Volksabstimmting gestellt werden mußte. Am 1. De-
zsnber 1 946 stimmten ? 1,9 hozent der hessischen Wählerfürdie Armahme
dieses Verfassungsartikels. Er wurde dennoch nicht verwirldicht, weil die
US-Besatzungsbehörde ihn durch Befeh1 außer Kraftsetzte. Hinterdem Hin-
spruch der englischen Besatzungsnacht konnte sich auch die CDU in Nord-
rhein-Westfalen verstechen. Sie brauchte im Landtag das Gesetz über die
Kohleverstaatlichung nicht abzulehnen - das von KPD, SPD und Zentnrm
beschlossenwurde - in der Govißheit, daß die Militärregierung die Vervrirk-
lichtrng des Gesetzes blockieren werde.

An die Stelle der Enteignuurg der Monopole fuat ihre ,,Entflectrtung". Auch
diewurde von ,,Fachleuterr" besorgt, z. B. wurde der ehemnlige Generaldi-
rektor der Vereinigten Stahlwerke, Heinrich Dinkelbach, beauftragt, die
Stahlindustrie zu entfl.echten. Das offizie-trie Ziel war - entsprechend dem
Potsdamer Abkomrnen - die B eseitigung der übermäßigerr Machtkonz entra-
tion. Bei dieser Entflechhmg entstand in Wtldichkeit eine Neuorganisierung
der Korzeme qadr modemsten und effel<tivsten Skr.rkturqr. Z-ugleich wur-
den Zugänge geschaffen ftir das verstärkte Eindringen von US-Kapital, was
die Sicherheit der Korzerrrtreren vor einer drohenden Enteigrung erhöirte.
Ahnlich erging es den Bodenreformplänen. Hierwurde der Großgrundbesit-
zer Sctrlange§ehöningen Leiter der Zwe2onenverwalhmg frir Emährung
und Landw'irtschaft.

Obwohl Hunderttausende Landboverber und Umsiedler auf eine Bodenre-
form rechneten, konrrten sich clie meisten westdeutschen Landtage nicht zu
metrr aufraffen als zu einer bescheidenen Bodenumverteilung zu Siedtungs-
zi;vecken. Selbst diese Gesetze wurden nicht verwirldicht.

III. Einheit oder Spaltung
der Arbeiterklasse -
die entscheidende Frage

Um alle diese Ftagen hihrte die KPD in den Parlamenteri und in außerparla-
merrtarischen Aldionen einen entschiedenen Kampf fifu ähnlich grundle-
gende Reforrnen, wie sie in der souzjetischen Besatzungszone unter al<fi.ver

tseteitigung der Massen verwirldicht wurds-r. Auch in den Westzonen wären
solche Urngestaltungen durdsetzbar govesen, hätte die Arbeiteddasse, wie
im Osten Deutsctrlands, auch hier ihre Spaltung überwunden. Einheit oder
Aufi"eclrterhaltung der Spaltung der Arbeiterldasse, das entsctried auch über
Einheit oder Spalhrng Deutsctrlands.

Der Wille, zur Einheit der Arbeiteri<lasse zu kommen, war bei den Kommu-
nisten eberxo wie bei den Sozialdemol«aten, vor allem der alrtiven Antifa-
schisten, aus beiden Parteien spontan vorhanden. Sie rvußten, daß die Spal-
h-urgr;nd der Bruderkampf der Arbeiterorganisationendazubeigetragenhat-
te, daß dem Faschismus nicht der Weg versperrt werden konnte. Eine ein-
heitlich handelnde Arbeiterbewegung in klarer Fbontstetrlurgzum Großkapi-
taiwarin der Lage, die anderen demokratischen Kräft e an sich zu'binden, das
Großkapital zu isolieren und zu enfunachten. Eine gespaltene Arbeiterbsve"
gung dagegen erleichterte den Aufbau neuer, den Interessen des Großkapi-
tals dienqrder Parteien. Diese Erkennhris ftihrte in der sowjetischen Besat-
z-ungszone ztr Vereinigung von SPD und KPD zur SED.



Auch in den Westzonen zeigte sich dieser Wille zur Einheit der Arbeiter-
ldasse in fast allen Städten und Bezirken. Sofort nach der Neubildung der
Parteigruppen traten die Kommunisten anSPD-Genossen heran, um die ge-
meirsame Arbeit der Parteien der ArbeiterbsMegung zu sichem. In vielen
Städten des Rhein-Ruhr-Gebietes, in llambrrrg, trYanl.ifnrt, Stuttgart, umntr
einige zu nennen, wurden gemeirsame Al<tiorsar.rsschi.isse geschaffen. h
Bayem, Hessen, Hamburg und dem Ruhrgebiet wurderr noch bis Anfang
1946 offizieile Vereinbarungen zwischen den Bezirksleitungen beider Par-
teien abgeschlossen.

Zehntausende Parteilose untersf,ützten mit ihrer Untersctrift die Bemühun-
gen, SPD und KPD zur Sozialistischen Einheitspartei zusammenzuschließen,
und erldärten ihre BereitschaJt, einer solchen einheitlichen Partei beizube-
ten.

Doch um sich zu vereinigen, ist es notwendig zuwissen, weiehem Ziel diese
Vereinigung dient, welche Partei entstehen soll. Es galt, Prinzipien und Ziele
der einheitlichen Arbeiterpartei kameraclschaftlich auszudiskutieren. Für die
Kommunisten ftihrte der Weg zw Einheitqpartei über die Al<tionseinleeit mit
den Sozialdemolaaterr gegen die Monopole und Naziverbrecher. In dieser
Aktionseinheit mußten Mißtrauen überwrmden r.rnd gemeinsame Ziele er-
karurtwerden. Dabei galt es auch, ohne Vorwrirf e r;nd Diffamierung die Fetr-
ler von Weimar auszudiskutieren, um ihre Wiederholung zu verhindem.

Doch gerade das stieß auf den Widerstand bestimmter sozialdemoi«'atischer
tr'tihrer, die schon vor 1933 in der Klassenharmoniemit dem Großkapital, in
der Unterordmrng der Arbeiterbewegung unter dessen Ziele, in der Politik
des kleineren Übels einen Arxweg vor dem Fasclisnus gesucht hatten. An
ihrer Halhng u,ar in der Zeit des Faschismt.rs oft der gemeirsame Kampf ge-
scheitert oder zumindest behindert worden, weil sie fi.irchteten, durch eine
Zusammenarbeit mit den Kommr:nisten Bürgertum und Generalität zu er-
sctnecken. Repräsentant dieser Kräftewar Kurt Sdrumacher,'dem von der
britischen Besatzungsmacht in Hannover ein Bi.iro geschaffenwr.rrde zur Lei-
tr.ing der Sozialdemol«atischen Partei in den Westzonen.

Schumacher versuchte einerseits, die Kommunisten ,,Iinks" zu überholen,
indem er den Sozialismus zur Tagesaufgabe erldärte. Den Kommurristen, die
,pur" die Enteignung der Monopole und Kriegwerbrecherf orderten, war{ er
vor, sie hätten das Programm der Wirtschafupartei der Weimarer Republik -
einer Partei des I(einbürgertums und ldeiner Untemehmer - übemommen,
dieSPD sei jedoch für die Beseitigungdes Kapitalismus. Doch zugleichbezog
er nationalistische Positionen, wandte sich gegen Reparationsverpflichtun-
gen, verkündete, ,,die sowjetische Besatzungszone" sei zuweit nach Westert
volgerückt. Im Gegersatz zu allen Erfaluungen des antifaschistischen Kamp-
fes erlddrte er, die SPD sei die einzige Partei, die dortweitermächen könne,
wo sie 1933 aufgehört habe.

Auf dieser Grundlage der emeuten Unterordm.ing unter die lrteressen des
Kapitals statt ldarer Klassenpositionen der Arbeiterklassewar eine Einheit
nicht möglich. Zwar konrrte auch das Büro Schumacher nicht offen gegen die
Al<tionseinheit auftreten, war irl den meisten Städten der Wille ztrr Einheit
lange noch stärker als die Tendenz zur Spaltung, doch wurden die Gegm-
Iaäfte in dem Maße stärker, wie die Westonächte von der Politik der
Anti-Hitler-Koalition zum kalten Krieg gegen die Sowjetunion übergingen.
Dort,wo sichnach der Vereinigr.rngvonSPD und KPD zurSED in derscxvje
tisdren Besatzungszone, in Städten und Kreisen der WeskonenSozialdemo
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kraten weiterhin ftir die Einheitspartei aussprachen uld Komitees fär dieses
Ziel schuf en, wurde ihmen das schlieflidrtroilder Besatangsrractrtve&oten.

Verhinderung der Einheit der Arbeitqklasse, neuer Antikommr.rnisrnus turd
Antisorarjetismus seitens sozjald€rnolaatischer Führer, sclrittweise Absage
an jede Al<fionseinheit, Verketzerung der demolaatischen Veränderungen
in der sorujetischen Besatzungvone - das war ein Nährboden für die Pläne
des Großkapitals, das sictr mii der CDU unter Adenauerseine entscheiderde
neue Partei schuJ. Das Nachsehen hatte davon nicht nur die KPD; auch die
SPD, die hoffte, durch ihr Wohlverhalten gegerrüberdern Bürgerhrm, stärk-
ste politisctre Kraft zu werden, wurde enttäuscht. Mit Adenauers CDU
kon:rte das Großkapital der Westzonen an die Restauration seiner l\llacht, an
den Aufbau eines neuen Staatsapparates gehen.

Kurz vor seinem Tode beklagte Schumachen, , Jrinter dem Rücken der kämp-
fenden Sozialdernoliratie" hätte sich die Resüauration der alten Besitz- und
Machtverh'äItnisse in der Bundesrepublik vollzogen. Ridrtiger muß es wolrl
heißen, unter dem Schutz der in falsctrer trtont kämpf enden sozialdernolssti-
schen Führung entstand emeut jene Mogli&keit, die Kräfte des Kapitals zu
sammeJn, schwankende zu garirmen und mit Antikommr.trrisnus zu verwir-
ren.

IV. Wie und von wem wurde
Deutschland gespalten?

Entstanden so durch Verwirldichurg oder Verhinderung der Beschlüsse der
Anti-Hitler-Koalition und des Wollens der antifaschistischen Kräfte sctron.in
den ersten beiden Nachlciegsjahren grundlegend untersdriedliche Bedin-
gungen fiir den Kampf der Kommr.rnisten in den Weskonen gqenüberdenen
der sorvjetischen Zone, sowurde mit dern Begin:r des kalten Krieges der Weg
derSpaltung Deutschlands immer offenerverl«indet. Das deutsche Großka-
pital nutzte die Chance, seine Mactrtwenigstens in einern TeiI Deutschlands
wiederheuustellen, und hoffte darauf, in Zusammenarbeit mit dern intema-
tionalen Kapital audr die sovjetische Besabungszone und die verlorensr
Gebiete zurückzuerobem.

Schon am 5. März 1946 hielt dei britische Ikiegspr«nier tmd damalige Op-
positionsführer im Unterhaus, Winston Churchjll - erwar nochwährerrd der
Potsdams Konferenz von einer Labour-Metrheit gettirztworden -, in An-
wesenheit von l]S-käsident Tnrman an der US-Universität Ftrlton elne
Rede, die als Begirm des kalten Krieges angesetrenwird. Chrrchill forderte
die Umorientiem.rrg der Politik den WesEnäcttte auf den Kampf gqen die
Sowjetunion. An die Stelle der AntiHitler-Koalition sollte ein antisqvdeti-
sches Militärbündnis treten. Wenige Monate später, Antang 194?, wurde
diese Politik mit der Verkündung der TrurnarDokhin offizielle Linie der
USA. Der kalte Krieg gegen die Sovjehrnion, der den heißen Krieg zur Zu-
rückdrängung des Sozialisnus einkalkulierte, begarur. Erwar den Vesuch
des Imperielismuus, die Ergebnisse des aveiten Weltlcieges, das Entstehelr
des sozialistischen Weltrystems, rückgängig zu macher. Er sctreiterte auf der
ganzen Linie nach einem erbitterten Kampf.

Um den auch in Westeuropa tiefersdrütterten Kapitalisrnus 2u stafilisieren,
um zugleieh die weitere Umgestaltung und den Weg zum Sooiatismw in den
volksdemolicatischen Ländem zu behindem, verkündeten die amerikani-



schen Imperialisten im JtUti 19.1.7 den Marshallplan. Die riesigen Kriegsge-
wirure der IJSAwurden dazu genutzt, mit US-Kapitalspritzen die Wirtschaft
der kapitalistischen I;linder anzul«rrbeln, sie zugleictr fester der Vorherr-
sctraJt des lJ$-Kapitals zu unterwerfen.

'Die Iftedite des Marstrallplans waren daran gebuden, daß:die kapitaüsti-
sctren Eigentr-rnw€rlülürisse in den Ernpfiürgerländem nictrt angetastet
wurden. Das widersprach nicht nur den Forderungen der antifaschistisch-
dernolaatischen Kräfte Deutsdrlands, es rief ebenso den Widerstand der
fortschrittlichen Krrifte anderer Länder Europas, vor allem FYanlceichs r;nd
Italiers, hervor.

Arurahme oder Ableturung des Marshallplans, das wurde zur Entscheidr.rng
fijr oder gegen die Wiedererichtung der Macht des Großkapitals, für oder
gegen auctr die goverkschaftlichen Zielvorsteliungen, für oder gegen die
wirtschaftlidre Einheit Deutschlands. Es war der Kampf fiir das Selbstbe--
stimmungrecht der Völker, ilu'e Gesellschaftsordnung foei zu bestimmen
oder ilrre Unterordnr:ng unter die Vorherrschaft des US-Imperialismr.rs.

Die Kommunisten vertraten in diesem Kampf ldar die nationalen und sozia-
len Intenessen unseres Volkes. Sie letrrten es ab, die Ziele des antifaschisti-
schen Kampfes preiszugeben. Diese Position durchzuhalten war nicht ein-
fa&. Spekulierten doch die IISA und ihre westdeutsctren Partner erbar-
mungslos mit der Not der arbeitenden Menschen. So wurden 1947 und An-
fang 194 8 die Lebensnittelrationen der Bevölkerung metrrfa ch gelür/r. Zu-
gteich begann eine massive Komrmpierung des Bonußtseirs wichtiger
Gruppen der Bevölkerung durch die mitionentrafte Verteih.rng von Care-
Paketen als Gegenleistung für Wohlverhalten gegenüber der lIS-Besatzer-
politik.

Adenauer und die bürgerlidren Parteien inqgesamt wurden sofort zu Befrir-
wortem der Manhaitplanpolitik, obwohl es auch in ihren Reihen nicht an
Wamungen davor fetrlte, daß dies dieSpalhmg Deutsctrlands fördemwerde.
Arch dieSPD-Fülmng.begräßte schließ[ich auf ihrem Nrimberger Parteitag
1948 dieEinbezidungder WesEoneninden Marshallplan, und die Goverk-
sehafrsgresüen sellossen sidtüem an. Das 1 945/46 ved«indete Ziel der, §o-
zialisienrrg" wwde damit von derSPD preisgegeben

Massivwurden zugleictr alle Kontakte zur sowjetischen Besatzungszone mit
dern Ziel der Wiedewereinigung bekämpft . Um diewirtschaftliche Entwick:
Iurg der scnujetischen Zone zt sabotierer, verboten die westlictren Besat-
zrmgsnrädrte im Mirz 194I den lrterzoner*randel. AuJ den Außenminister-
'konfererzm der vier Großmächte wurden die sorvjetischen Vorsctrläge zur
§eha$mg einheitlicher deutscher Zentralbehörden abgeletrnt. Die lnterzo-
neftkorfq€mzen der Gs,v€rlischaften wurden 194? abgebrochen. Einer auf
Eintadung dds bayerisctree Ministerpräsidenten im Juni 194? statffindenden
ilagwg der Ministerpäsitlenten aller deutschen Länder, zu dq auch die der
scfuietisclao Zone anreisten, wtrrde verboten, über das Problem der deut-
sctrer Einheit zu E)rechen. Darau.flrin reisten die ftinl Ministerpräsidenten
der Ostzone unter Protest ab.

Für Adenauer und Schumadrer war zu diesqn Zeitpunl<t die Spaltung
Deutsdrlands bereits ldar. Schumach q z. B. erldärte im O]<tober 1 94? in den
.IJSA: ,,Die Aufteilung Deutschlands ist eine bereits volJzogene Tatsache.
Die sctmellstnögliche Schaffirng friedlicher Lebensbedingtmgen fi.ir die
Deubctren außerhalb der sovjetischen Einflußnahme ist daher notwerdig. "

I
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Im Zusammenhang mit der Einbeziehung der Westzonen in den Marstrall-
plan und weiterer Spaltungsmaßnahmen wurden 1 948 die kommunistisctren
Minister aus den Landesregierungen der Westzonen entlassen und damit
auctr offiziell die antifaschistische Gqneirsarrkeit aufgektindigt. (Ahnliche
Vorgänge erfoigten in Flanlceictr und Itatien, nur in der ÖSSR scheiterte der
Versuch der Verdrtingung der Kommunisten, der stärksten Partei des Lan-
des, aus der Regierung.)

Mit dem tlbergang vom kalten Krieg ging es Sch1ag au-f Schlagvoran zur end-
gtiltrsen Spaltung Deutschlands :

- Am 2 9. Mai 1947 legten die Befehlshaber de1 britischen und amerikani:
sctren Zone ihre Zonen zusammen und bildeten den Zweizonsrwirt-
schaftsrat. Später sclrloß sich die frarzösische Zone an. Es entstand eine
Vemalfung der Bi- bzur. Tr'tzone als Kem eines neuen westdeutschen
Staatsappar-ates. AlIe Schli.issel-funktionen erhielt die CDU.

- Im Februar, März und April bis Juni 1948 berieten in London Vertreter
der IJSA, Großbritanrriers, F?ankreicts, der Niedolande, Belgier» und
Lr.u<ernburgs, unter offener Durchbrechung aller Vereinbarungen mit der
Sowjetunion, über die Zuk:ulr:tt Deutschlands. Sie besctrlossen die Einset-
zung des Parlamentarjschen Rats zur Ausarbeitung einer Westzonenver-
fassung, ein Besatzungsstatut für die Weskonen und die Einbezietrung
dieser Zonen in den Marshallplan.

- Da alle in London behandelten trYagen in die Zuständigkeit des Allüerten
Konkollrats fielen bav. der Außenministerkonferenz der vier lWächte,
stellte der Kontuollrat seine Tätigkeit ein, da die Weshnäctrte nicht metr
bereit waren, das Prinzip der Ein-stimmigkeit zu achten.

- Am 20. Juni 1948 führten die Weshnäctrte, ohne Konsr.rltation derSo-
'wjetunion, die separate Währungsreform durch. Sie spalteten damit das
einheitlidre deutsche Währungsgebiet. Zugleich war diese Wähnrngve
form ein wictrtiger Schritt der Konzerrtration des Kapitals. Kleinbesitzer
verloren ihr Vermögen, die großen Sachwerte blieben urungetastet.

- Verbunden mit der Wäihrungsreforrnwar dieSpaltung Berlirs, da entge-
gen einer Zusage der Westl<ommandanten die Westsel<toren in die Wäh-
rungsreform einbezogen wurden. Um von der sorrjetischen Besatzungs-
zone Schaden abzuweluen, rurterbrach darauflrin die sorrjetische Besat-
zungsnacht die Landverbindtrngen nach Berlin. Sie eridärte sich zugleictr
bereit, garz Bedin aus der sorvjetischen Zone zu versorgen.

- Am 1. Septernber 1948 nahm der Parlamerrtarische Rat seine Arbeit zur
Ausarbeitungder Verfessung Westdeutschlandsauf. Am 8. Mai 1949ver-
kündete er das Grundgesetz.

- Noch vorher, am 28. Dezember 1948, wurde durch die Verkündung des
Ruhr§tatuts die Kohle und Stahlindustrie aus dem einheitlichen deut-
schen Wirtschaftsgebiet herausgeltist.

- Im April 1949 wurde als das wichtigste Irstrumort des kalten Krieges der
NATo-Militärpakt abgeschlossen, avarwurden die Westzonen darjn zu-
näctrst nictrt Mitglied, doch getiörte ihr Territorium durch die Herrschaft
der Besatzungsmächte zum NATO-Aufrnarsdrgebiet.



In der Summe dieser Schritte, die ihren Abschluß in den Wahlen zum Bun-
detag und der Bildung der Bundesregierung fanden, war diewirtschaftlictre,
politische und militärische Spaltung Deutsctrlands vollzogen. Alle Schritte
der Spattung Deutschlands voll2ogen sidr unter Bruch der vom Potsdamer
Abkommen vereinbarten und vcilkerrechtlich verbindlidren Ziele der
Anti-Hitler'-Koalition. Sie dienten der Wiederherstellu4g der Macht derer,
die an Krieg und Faschismr.s die Sdlrld trugen r:nd die jetzt im Bündnis mit
den IJSA auf eine Revanche hofften.

Zugleidrwar dieSpaltung Deutschlands ein Ausdruck derSctnuächung des
deutschen Großkapitals im Gefolge der Niederlage im zweiten Weltl«ieg.
Nur in einern Teil Deutsdrlands gelang ihm die Restaurierung seiner Macht.
Im anderen Teil, in dem die Arbeiterldasse ihre politische Spaltung über-
wand, es dabei verstand, alle demol«atisctren Kräfte zu vereinen, fand die
Mactrt des Kapitals fi.ir immer ein Ende. Es entstand im Oktober 1949 die
Deutsctre Demolsatische Republik, die erste Arbeitei-und-Bauem-Macht
der deutschen Geschichte.

V. Was taten in dieser Zeit
die Kommunisten?

1947 wurde ldar, daß fiir eine Iängere Zeit in den Westzonen andere Kampf-
bedingungen e.ntstehenwürderi als in dersorjetischen Zone. Das machte die
Bildung einer eigenen Leitung ftir diese Besatzungszonen erforderlictr. Auf
der Hemer Konferenz derl(PD im April l94Swrudedestralb derParteivor-
stand der KPD gebildet, der rmter der Leitung Mar Reimanns stand und zu-
ruichst in llanldtrt am Main, später in Diisseldorf seinen Sitz hatte.

Weiterftihrung des Ringers um antifaschistisch-dernolaatjsctre Urngestal-
tungen, Kampf um AJ<tionseinheit, Mobilisierung der Massen gegen dieSpal-
tungspolitik des Großkapitals, das waren die Hauptaufgaben. Aus der Viel-
falt der Kampfaufgaben dieser Zeit können wir nur einige herauggreifen:

Im Kampf gegen die Spaltungspolitik untemahmen die Kommunisten zu-
samrnen mit anderen demolsatischen Kräften große Anstrengungen zur
Samrnlung aller patriotischen Kräfte unseres Landes. Es entstand die starke
Volkskongreßbsvegung für Einheit und gerechten trYieden, an der Politiker
aller Strömungen beteiligt waren, die die Spaltungspolitik verurteilten. Die
Volkskongreßbe\Megung stellte der Ausarbeittrng des Gnurdgesetzes auf Be-
fehl der Allüerten eine breite Voll<sdiskussion um die Verfaszung eines ein-
heitlichen demolaatischen Deytschlands errtgegen. Auf drei großen Volks-
kongressen, deren Delegierte in der sor{etischen Zone in geheimer Wahl
govählt, in den Westzonen auf großen Kundgebungen delegiert wurden,
wurde diese Verfassra..rg eines dernoloatischen Deutschlands diskutiert, die
später zur Verfassung der DDR wurde.

Auch in den Westzonen gab es große Zustimmung aus allen Parteien zu die
ser Volk^skongreßbervegung. Anfang 1948 kam es in Niedersadsen ünd
Schlesvig-Holstein zu Landeskongressen der Volkskongreßbovegung, an
denen joveiJs mehr als 1000 Delegierte teilnahmen. Dannvqboten die Mili-
tärregierungen der Westzonen weitere Kongresse. Den:roctr nahmqr trotz
Verbot immer mehr als 500 Delegierte Westdeutsdrlands an den zentralen
Volkskongressen in Berlin teii.
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Der konsequente Kampf der Kommunisten für nationale und ssiale Lrterer
sen fand auch einen Niedersctrlag in Wahlerfolgen der KPD. So stieg der
Stimmenanteil der I(PD in Nordrhein-Westfalen bei den Landtagsvahlen
1 947 auf 14 Prozent. Kornmunistenwirktenrnit, um indenLandesv€rfassun-
gen demoloratische Grundrechte soweitwie mögädr zu verankem u:d auch
andere soziale Verbessenrngen zg erkämpfen. Ia Verbindung mit außerpar-
lamentarisdren Aktivitäten gelans es z. 8., in Nordrhein-Westfulen ein Ge-
setz über den Hausarbeitstag für berußtätige Flauen durchzuseEen. Kom-
munistsr standen auch an derspitze vieler sozialer und politischer Kämpfe in
den Bekieben, bei denen es damalsvorallern umdiegerechte Verteilungvon
Lebensmitteln, aber auch um die Verteidigung von in den ersten Jahren er-
reichten Rechten der Bekiebsräte und der Gererkschaften ging.

Eine bedeutende Rolle h der Mobaisierung derJugend spielte die FDJ, die
in vielen Städter zur bedeutendsten Jugendorganisation wurde. Gegen sie
richteten sich schon damals scharfe Angriffe der Rea}<tion, die bernüht war,
sie mit antikommunistisctrcn hovokationsr aus den Jugerdringen zu ver-
drängen und sie zu isolieren.

Die kommuuistisctre Presse, mit großen Opfem aufgebart, wurdein den Jatr
ren 194?-1949 immerwiederverbot€n. Diese Verbotebedeuteten einenicht
unerhebliche Begrerzung der Massenverbindungen der Kommunisterr, zu-
mal sie stets mit sdrarfen antikommunistischen Wellen zusammedielsr. Die
Papieranteilwrgen, von denen die Auflage abhing, wurden mehrfadr gekärzt,
das Papier den Zeitungen der CDU und SPD zugeleitet.

1948 standen die Kommunisten der Westzonen vor der schwier§en Ent-
scheidung, an der Arbeit des Parlamentarischen Rates teilzunehmen oder
nicht. Der Parlamerrtarische Rat war keine vom Volk gevählte konstituie
rende Versammlung; er entstand auf Befetrl der Besatzungsmächte. Zwar
wwden seine Abgeordneten von den Landtagen delegiert, dochwar die Zahl
der Abgeordneterr beurußt Hein gehalten,was die CDU undSPD bworzug-
te. So hatte die KPD 1948 bei den vorhergehender Landtagwrahlen insge
samt etwa zehn Prozent der Wähler ge\Monnen, doch nur auf den Landtag
von NRW entfielen so viei Delegierte, daß auctr avei Kommunisten in den
65köpfigen Parlamentarischen Rat einziehen konnten.

Dennoch entsctrieden sich die Kommunisten - unter Auswerhrng der Er-
kennbds, daß die Nichtteilnahme an der Weimarer Nationalvosammlung
1919 ein Fetrlerwar - flir die aktive Mitarbeit. Es ging ihnen dabei darum,
sowohl im Parlamerrtarisetren Rat wie in der außerparlamentarischen Al<tion
immerwieder gegen die Spalhmg Deutschlands anzukämpfen. Es ging ihnen
zug[eidr darum, jede Gelegenheit zu nutzen, um swielwiemö$ich mdmo-
lsatisctren Grundrechten für die arbeitende Bevölkenmg im Gnudgest#: zu
verankem, auch dafi.ir außerpartamenfarische Bervegung mit der parlamen-
tarischen Arbeit zu verbinden. hr diesern Sinne wir]<ten IVIa< Reimann und
Heinz Renner (zeitweitig Hugo Par.rl) im Parlamentarisctren Rat. Bei der
Verabsctriedung dpg Grunqg€setzes velweigerten sie ihre Unterschdft, rrreil
das Gnrnd§eetz dieSpaltwrg Deutschlandsbesiqelte, fürdie die Komrituni-
sten keine Veranhvortung übemehmenwollten. Sie letrnten das Gnndgesetz
ab, weil es zuwerrig dernol<ratische Rechte enthielt, erklärten jedoch zu-
g[eich, daß bald der Tag kommenwerde, wo die Kommunisten geu:ade diese
dernoliratisctren Rechte gegen diejenigen verteidigen müßten, die das

Grundgesetz verkündet en.



VI. Die Herausbildung der beiden
deutschen Staaten, das Ergebnis
zweier Klassenlinien in der
deutschen und internationalen
Politik.
Was ist nationale Politik heute?

Mit dem Abstand von mehr als 30 Jahren ist es heute leicht, die Herausbil-
dung der beiden deutschen staaten in den Kampf der beiden Klassenljnien
einzuordnen, die sidt am Ende des aveiten Weitl«ieges, in der Zeit der Her-
ausbildung des sozialjstisctren Weltsystems und der damit verbundenen
neuen Etappe der allgemeinen Krise des Kapitalismt§, gegenüberstanden.

Derueoctr war dieser Weg nicht einJach vorbestimmt, auch nicht fremdbe-
sttnmt dulch die Anwesenheit untelschiedlidrer Besatzungsmächte, obwohl
deren Rolle nicht untersdeätzt werden darf.

Die Hemusbildung der Arbeiter*und-Bauem-Macht in der DDR war ebenso
unmöglidr ohne daq aktive demokratische Handeln der Volksrussm, ihre
Mobilisierung und rührung durch eine einheittictre partei der Arbeiterl<lasse
wie die Wiederherstellung der Maeht des Großkapitals durch Lähmung und
Spaitung der demolsatischen'Kräfte in den Westzonen. Wer heute in urse-
rern Land die ganze Entwicklung auf trlandeinr,virkung zurücldütren wi]l,
versucht, von der verantwortung des deutschen Großkapitals abzulenken,
das seine Interessen wie immer höher stellte als die d er Nation, ihrer großerr
Mehrheit.

Die Spaltung Deutschlands wurde m<iglich, weil das deutsctre Großkapital
Zeit gaviruren kon:rte zur Wiederhestetlung seines Machtapparates, weil die
Volksrnassen in den Westzonen, solohl durch die Besatzungsmächte, abel
aueh durch prokapitalistische Politik der brirgedictren parteien an der Zer-
schlagung seiner ökonomischen Macht gehindertwurde. Die Spalhmgwurde
mäg[idr, weil in der Ilihnrng der SPD in den Wetzoaen, entgqen allen Er-
fahrunggr-l des antifasclristisdren Kampfes, sictr die Kräfte durctsetzten, die
erneut ilie Klassemzusammena$eit mit dern Kapital suchten und zu diesen
Zweck die Spal,tung der Arbeiterldasse aufrectrterhalten und vertiefen muß-
ten.

Die Spaih:ng Deutsclrlands wurde möglictr, weil die ideologischen Wurzdn
des Faschisrrus nicht konsequent zerschlagen wurden. Antikommunisnus
und Antisorvjetismus wurden nahtios als Staatsdokbin der sich herausbil-
denden Bundesrepublik übernommen. Das war besonders vertdng;riwoll,
weil so die Verantwortung des Faschismus und der ihn hervorbringenden
Kräfte an den Kriegsfolgen versdüeiertwurde und neusr Revanchisnus er-
möglictrte.

Die Politik der KPD entsprach in dieen Jahren des Kampfes gegen die na-
tionale Spaltung, g€m die Wiederhemtellung der Macht des Großkapitals
zutie&t den nationalen Interessen unseres Volkes. Nationales Interesse maß
und mißt sich dabei nicht daran, ob alle Deutschen in einem Staat vereinigt
sind, sondem daran, ob es gelingt, die Herrschaft der Kräfte zu brectren, die
urser Lpnd areimal in dies ern Jahrhundeu:t zum Arsgangspunkt eines Welt-
lai€es machten.

13

Verantwortung für
die Spaltung trägt
das Großkapital

Warum wurde die
Spaltung Deutschlands
möglich?

Nationale Politik :
Kampf gegen
das Groß[apital
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Was heißt heute
nationale Politik?

1938 waren fast alle deutschspractrigen Merschen Europas unter Hitlers
F\ihrung in einem Staat ,,v€reint". Doch gerade das wurde zum Ausgangs-
punkt tießter Schande fiir urser Volk.

1945 gelang es, in einem Teil Deutschlands die Macht des Großkapitals, der
Junker lmd Militaristen fü,r immer zu überwinden. Diese antworteten daraul
mit der Spaltung der Nation. Sie machten deutlich, daß ihre Profitinteressen
unvereinbar sind mit den nationalen loteressen unseres Volkes. IJm so mehr,
als sie audr nadrfolgend den Nationalismus wieder nutzten und nutzen, um
neuen Revanchisntrs, neue Kriegsgefahr heraufzubeschwören.

Nationale Politik, das heißt heute:

alles tun, damit vom Boden der Bundesrepublik kein neuer Krieg ausgetrt,

der das Ende r:nseres Volkes bedeuten wtirde;

fi.ir die Fortsetamg der Entspannung, fiir die strikte Einhalttmg aller Vqbä-
ge, die das foiedlidre Zusammenleben der beiden deutscher Staaten garan-

tieren, einzubeten;

sich gegen die abenteuerliche tmd friedersgefäihrdende NAT O-Raketen-Po-
Iitik zu wehror, die die Bundesrepublik zum atomaren Schlachdeld eines
neuen Krieges madren würde;

den Kampf zu führen, um auch in der BundesrepubJik die Madrt des Groß-
kapitals zurückzudrängen und schließIich zu überwinden.
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